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Einige grundlegende Fragen der Modernisierung 
des ungarischen Hochschulwesens 
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1. Die Herausforderungen des ungarischen 
Hochschulwesens 

Die Wandlungen im ungarischen Hochschulwesen kann 
man nur verstehen, wenn sie in sozialen und wirtschaft­
li chen Zusammenhängen analys iert werden. j egli cher 
Versuch, diese Ver~ind e rungen ausschließlich auf inne­
re (innerhalb des Hochschulwesens defini erte) Ursachen 
zurückzufiihren, ist zwangsläufig zum Scheitern ve rur­
te ilt. 

Die Frage ist: Welchen Weg wird das Hochschulwesen 
gehen? Oder anders gefragt, welchen Weg muß es un­
ter Berücksichtigung der gegenwärtig wirkenden Sach­
zwänge gehen? Die wichtigsten gegenwärtig besonders 
spürbaren Sachzwänge sind folgende: 

Ein kurzfri stig wirkender Sachzwang ergibt sich aus der 
bevorstehenden Reform des Staatshaushaltes . Die Rol­
le des Staatsetats hat sich innerhalb kurzer Ze it wesent­
li ch verändert. Bei finanziell en Zuwendungen werden 
vo rrangig Gesichtspunkte der Effektivität berücksich­
tigt; dabei ist mit wesent li ch ge ringeren staatlichen Fi­
nanzierungen zu rechnen als bisher. Dadurch gelangt 
das Hochschulwesen in eine ganz neue, von der früh e­
ren wesentli ch abweichend e Situation. Die Bedürfnis­
se des Hochschulwesens könn en ni cht mehr in dem 
Maße berücksichtigt werden wie früher. Die Finanzie­
rung der Einrichtungen wird auf eine neue Basis gestellt. 
Dies schließt eine soziale Neustrukturi erung des Stu­
diensystems ein (einerse its leistungsori entierte Finan­
zierungen auf ve rschi edene Weise durch Stipendien, 
soziale Unterstützung sowie andererse its die Zahlung 
von Studiengebühren müssen berücksichtigt werden, 
wobei das gesamte System auch Kompensationsmög­
li chkeiten enthalten sollte). All das fiihr t zur Neubestim­
mung der Aufgaben der Institutsleitungen, die eine stär­
kere persönliche Haftung im Sinne der Unternehmens­
fiihrung im Gegensatz zur staatlichen Lenkung beinhal­
tet. Die institutionelle Autonomie muß im Hinblick auf 
die fachliche Autonomie der Einrichtungen neu defini ert 
we rden und die kontrollierte Verwendung der öffentli­
chen Gelder ga rantieren. Da sich das Hochschulwesen 
von se inem Systemcharakter her nur langsam verändert, 
müssen die Folgen der Staatshaushaltsreform rechtzei­
t ig von denjenigen erkannt werden, die flir das Mana­
gement und die Leitung der Institu t ionen zuständig 
sind . Die Reform des Staatshaushaltes wird innerhalb 
kurze r Zeit kommen und die Insti tutionen, die sich in 
ihrer Struktur auf die damit verbundenen Veränderun­
gen nicht vo rbereiten, können sehr schnell an den Rand 
der Funktionsfahigkeit ge raten. 
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Ein längerfristig wirkender Sachzwang fiir das unga ri­
sche Hochschulwesen besteht darin , die Direktiven des 
Parlamentsbeschlusses über die Entwicklungsaufga ben 
des Hochschulwesens umzusetzen. Die fiinfzehn imjah­
re 1995 verabschiedeten Direktiven defini eren die Auf­
gaben fLir di e europäische Integrati on des unga ri schen 
Hochschulwese ns. Die Mehrheit di eser Aufga ben ist 
natürlich nur langfri stig rea li sierbar. Manche Experten 
betonen zu Recht , daß unsere Ergebni sse schon auf 
europäischem Niveau wären und daher die Modernisie­
rung des Hochschulwesens nur noch eine scheinbare 
Aufgabe se i. Das ist zwar richtig, aber wir erzielen die­
se Ergebnisse bislang mit osteuropäischen Methoden 
(Institutsmanagement) , die in dieser Form nicht mehr 
aufrecht erhalten werden können. Die Anza hl der Stu­
di erend en muß erhöht , neue Bildungsformen müssen 
eingeflihrt , die Stundenzahl muß reduziert, Qualitäts­
garantien müssen in den Instituten ausgebaut und ein 
entsprechendes Vergütungssystem muß eingefiihrt wer­
den. All das sind Aufgaben, die trotz vo rhandener An­
fa ngserfolge erst nach längerer Zeit zu den gewi.insch­
ten Resultaten flihren. Natürli ch bleibt die Zuständigkeit 
der Regierung flir recht li che Regelungen erhalten, aber 
in vielen Fä ll en gibt es bereits unte r den gegenwärtigen 
Bedingungen vielfaltige Möglichkeiten fiir Initiativen der 
Institutionen se lbst (Mikroebene). Die rechtzeitige Ana­
lyse der Sachzwänge ermöglicht es, mit der Ausarbei­
tung der Strategien auf In stituti onsebene bereits zu 
beginnen, denn ohne diese ist ein durchdachtes Mana­
gement kaum vorstellbar. 

Ein ständiger Sachzwang flir das Hochschulwesen resul­
ti ert aus den sich fortwährend wandelnden (aber bere­
chenbaren) Herausford erungen des Arbeitsmarktes. Die 
heutige Zulassungspolitik der Hochschulinstitutionen in 
Ungarn beri.i cksichtigt den Arbeitsmarkt und di e sich 
vollziehenden Veränderungen kaum. Als gegenwärtige 
Entwi cklung zeichnet sich dabei ab, daß di e gese ll ­
schaftli che Nachfrage nach Hochschulangeboten auf der 
Input-Seite wegen der demographi schen We ll e , der 
Ängste vor der Arbeitslosigkeit und des steigenden Pre­
stiges/Images der Bildung an sich steigt . Die Anzahl der 
Studierenden hat sich in den jahren 1990 bis 1997 um 
50 96 erhöht . Die Verteilung der Studierenden auf die 
verschiedenen Hochschultypen hat sich hingegen in den 
letzten 20 - 30 jahren kaum ve rände rt. Die Zulassungs­
politik ist im Großen und Ganzen die gleiche, und di e 
Zun ahm e der Anzahl der Studierend en erfolgt aus­
schließli ch extensiv (die Struktur ändert sich nur wenig). 
Aus diesem Grund und natürlich auch als Resultat der 
Inflation werden immer mehr Studierende mit immer 
mehr Kosten ausgebildet. Um einen Arbeitsplatz zu fin-
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den, müssen sie nach dem Abschluß des Studiums zu­
sätzli ch investieren und in weite ren Studienabschnitten 
zusätzliche Qualifikationen erwerben. Es ist leider eine 
Tatsache, daß in den Hochschulinstitutionen von heu­
te ein neuer Studi engang oder Schwerpunkt in vielen 
Fällen wegen überkommener interner Konflikte nicht 
oder nur unter schwi erigen Bedingungen eingeführt 
werden kann . Noch schwieriger ist es (manchmal un­
möglich), die Institutionen zu veranlassen, mit einem 
veralteten Programm aufzuhören. Seit 1997 wird unter 
Berücksichtigung der staatlich finanzierten Studenten­
anzahl eine Aufnahmebegrenzung herausgegeben, die 
von Arbeitsmarkttendenzen ausgeht und als unentbehr­
li cher Bestandteil der normativen Finanzierung gilt. Das 
bedeutet z. B. für ei ne Institution, di e sich auf einem 
ziemlich schmalen Gebiet profiliert hat und nur wenig 
nachgefragte Studiengänge anbietet, daß sie in Folge 
der normativen Finanzierung in Bedrängnis ge raten 
kann. Sie muß sich auf limitierte Aufnahmequoten vor­
bereiten. Es gibt noch weite re Sachzwänge, wie z. B. di e 
negative demographische Entwicklung, die sich im stän­
digen Wandel befindliche Volkswirtschaft, die Integra­
tion Ungarns in die EU und als deren Folge die Öffnung 
des europäischen Arbeitsmarktes oder der sogenannte 
"Brain-drain" talentierter Lehrkräfte. Das sind Tenden­
zen, die das Hochschulwesen einfach nicht außer acht 
lassen darf. 

2. Die Grundprinzipien der Modernisierung 
des Hochschulwesens 

Die Modernisierung des Hochschulwesens ist keine 
Kampagne. Sie ist eine ständige langfristige Aufgabe (ein 
Prozeß) , der sich nach folgenden Grundprinzipien voll­
zieht: 

Das Hochschulwesen befind et sich in ständiger Wech­
selwirkung mit der Gesellschaft und der Wirtschaft. Es 
muß die neuen Bedürfnisse des Wandels nicht nu r wahr­
nehmen, sondern die vorrangige Aufgabe besteht dar­
in, sie aufzudecken, darauf zu reagieren, an ihrer Gestal­
tung mitzuwirken und die Hochschulangehörigen für 
die Lösung dieser Aufgaben zu motivieren. Die größten 
Herausforderungen für das Hochschulwesen sind zur 
Zeit folgende: 
- Anpassung an die langfri stig prognostizierbaren An­

sprüche des Arbeitsmarktes (Zulassung auf Grund des 
Output, neue Bildungsprogramme). 

- Erreichung einer in entwickelten Ländern üblichen 
Zulassungszahl (25 - 30 96 der Altersgruppe zwischen 
18 und 24 Jahren) , 

- Aufrechterhaltung renommierter ungarischer Hoch­
schulen (Schulen, Theori en, weltbekannte Institutio­
nen), 

- Zurückdrängung negativer Tendenzen (Problem des 
Hochschullehrernachwuchses , der Gegenselektion, 
des praxisbezogenen Unterri chts), 

- Beseitigung kontraproduktiver Tendenzen zur Mo­
dernisierung (Veränderung der Institutionsstruktur, 
des Institutions- und Wirtschaftsmanagements und 
des Niveaus der Infrastruktur). 
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Alle diese Aufgaben laufen parallel mit der Reform des 
Staatshaushaltes. Sie sind teils eigenständige Aufgaben­
bereiche und teils eng damit verbunden. 

Die Reaktion auf diese Herausforderungen bedarf einer 
komplizierten, abgestimmten und langfri stig angeleg­
ten Reihe von Maßnahmen. Kurzfristig sind dabei fol­
gende Teilaufgaben zu lösen: 
- Modifizierung des Hochschulgesetzes, 
- Instituti onsintegration, 
- Einführung der normativen Fi nanzierung, 
- Korrektur des Systems der sozialen Unterstützung 

der Studierenden. 

Die langfri stigen Aufgaben sind in den Direktiven des 
Parlamentsbeschlusses über die Entwicklung des Hoch­
schulgesetzes festgelegt. 

3. Die Modifizierung des Hochschulgesetzes 

Die Modifizierung des Hochschulgesetzes LXXX. von 
1993 bildet den juristischen Rahmen für die kurz- und 
längerfri stigen Aufgaben bei der Modernisierung des 
Hochschulwesens. Die Modifizierung des Gesetzes be­
inhaltet folgende wichtige Bereiche: 
- die Umgesta ltung der institutionell en Struktur (die 

Definition der Universitäts- bzw. Hochschulintegra­
tion, Hochschulen mit mehreren Fakultäten), 

- eine neue Bildungsstruktur (post-secondary Bildung, 
das Creditpointsystem, die Akkreditierung, das Auf­
nahmesystem, der Anschluß an das Output-Unter­
richtssyste ms mittl eren Grades, die Universitäts­
bildung auf zwei Ebenen, eine einheitliche Lehreraus­
bildung), 

- di e Modifizierung der Rolle des Staates im Hoch­
schulwesen (die Bestimmung der Aufgaben des Kul­
tusministeriums, des Wissenschaftlichen Rates für 
Hochschulwesen, des Ungarischen Akkreditierungs­
komitees und des Mechanismus der Interessenab­
stimmung), 

- die institutionelle Funktion, den selbständigen Haus­
halt, di e juristischen und organisatorischen Fragen 
der Autonomie. 

Die Ergebnisse in diesen Bereichen können zur Lösung 
solcher Probleme, wie juristischer Unklarheiten bei der 
Integration, beitragen . Sie ermöglichen die Verwirkli­
chung der Direktiven des Parlamentsbeschlusses. Der auf 
dieser Grundlage gebildete Finanzierungsrat erscheint als 
Körperschaft, die die Entscheidungen des wissenschaft­
lichen Rates für das Hochschulwesen vorbereitet. 

4. Die Institutsintegration 

Die Umgruppierung der knappen Mittel und ihre wirk­
samste Anwendung muß der harmonischen Entwicklung 
der Elemente im System dienen: 
- die Entwicklung der Inhalte und des Niveaus im 

Hochschulwesen kann am wirksamsten durch die In­
tegration der Institutionen ge löst werden, 
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- die erwünschte Zunahme der Anzahl der Studieren­
den ka nn durch die bessere Ausschöpfung de r Ka pa­
zitäten in den integri erten Institutionen verwirklicht 
werden. 

Unabh ~ing ig davon müssen die Institutionen selbst, die 
Regierung und die fachlichen Körperschaften ihre Auf­
gaben wahrnehmen. 

Die oben genannten Faktoren brauchen eine zusätzli­
che Finanzierung, die durch die Mo bilisierung innerer 
Reserven erschlossen werden ka nn. Durch die Integra­
t ion werden al s Folge der Strukturreform momentan 
beanspruchte fi nanziell e Quellen freigesetzt und kön­
nen zur Verfügung gestell t werden. Diese Art der Finan­
zierung kommt in entscheidendem Maße durch die frei­
gesetz ten Beträge des Etats zustand e und kann mi t 
neuen langfri stigen Weltbankkrediten kombiniert wer­
den. Sie dient aber ausdrückli ch den Zielsetzungen der 
Integration. Die Integration kann also - in der gegen­
wärtigen Phase der Umwandlung des Hochschulwesens 
- als motivierende Kraft betrachtet werden. 

Mögliche Formen der Integration sind: 
- lockere Vereinigungen ohne Hochschulsta tus. Dieses 

System ex istiert schon, aber da mi t wollen wir uns 
nicht beschäftigen, 

- Unive rsitäts-(H ochschul-)bündni sse , die in der Ge­
setzmodifi zierung definiert werden, 

- integrierte Universitäten mit mehreren Fakultäten, 
deren Status im Gesetz geregelt ist. 

5. Die normative Finanzierung 

Mit de r Einführung der normativen Finanzierung der 
Hochschulinstitutionen in Abhängigkeit von der Studen­
tenanzahl wurde 1996/97 begonnen. Damit sind eng 
ve rbunden: 
- die Bestimmung der Aufnahmequote in den Fachbe­

reichen aufgrund von Arbeitsmarktanalysen (das er­
ste Mal fiir das Aufnahmeverfahren 1997 gül tig), 

- die Verte ilung der aufgenommenen Anzahl von Stu­
dierenden aufgrund bestimmte r Prioritäten (wie z. B. 
die der in tegri erten Hochschulinstitutionen) . 

Zugleich muß eine Datenbank zu den Anforderungen 
des Arbeitsmarktes eingeri chtet und deren Betreuung 
und Pfl ege gewährleistet werden. Das gleiche bezieht 
si.ch auf die Angaben zur Insta ndhaltung der Institu­
tionsgebäude, die die nonnative Finanzierung in diesem 
Bereich ermöglichen könnte. 

6. Harmonie mit der Staatshaushaltsreform 

Im Hinbli ck auf di e Erfa hrungen der gege nwärt igen 
Phase der Staatshaushalts reform kann fes tgestellt wer­
den, daß die Direktiven und die geplanten Maßnahmen 
zur Umwandlung des Hochschulwesens mit dem Geist 
de r Staatshaushalts refo rm bezüglich des Hochschul­
wesens im völl igen Einklang stehen. Es ist wichtig, die-
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sen Sachverhalt hervorzuheben, denn das Hochschul ­
wesen kam nach langen Diskuss ionen und meist fach­
li ch motivierten Entscheidungen zu den entsprechenden 
Ko nsequenzen. 
Die Effektivität ist dabei nur Mitte l und nicht das Ziel 
der Bestrebungen nach Modernisierung, cl. h. die Prio­
ritäten der Modernisierung sind die fo lgenden: 
(a) Es ist zu bestimmen, über welche Struktur und Funk­

tionsregeln das Hochschulwesen verfügen muß, um 
der Europäischen Union "beitreten" zu können. 

(b) Im Zent ru m de r gesetzten Ziele muß de r Gedanke 
der Effektivität stehen. 

In umgekehrter Reihenfo lge kann die Effektivität zum 
Selbstzweck werden. Losgelöst von den erwünschten 
Ergebnissen fiihrt sie in die Sackgasse. 
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